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Linkes Seeufer

Von Sibylle Saxer
Die meisten Gemeinden haben sich 
schwergetan, die Höhe der Pflegekosten 
für das Jahr 2011 zu budgetieren. Das 
Hauptproblem ist, dass das neue Pflege-
gesetz erst Ende 2010 vom Kantonsrat 
abgesegnet wurde – als die Gemeinden 
ihre Budgets bereits erstellt hatten. Mit 
dem neuen Gesetz müssen die Gemein-
den die Langzeitpflege und die ambu-
lanten Dienste finanzieren.

Die Stadt Wädenswil beispielsweise 
hat für die stationäre Pflege den Vorjah-
resbetrag von 60 000 Franken in den 
Voranschlag aufgenommen, rechnet nun 
aber bis Ende Jahr mit effektiven Kosten 
von 2,2 Millionen Franken. Das ist 36- 
mal mehr als geplant. Auch die Ge-
meinde Horgen hat nach altem System 
budgetiert und für die stationäre Pflege 
400 000 Franken einberechnet. Nun er-
wartet die Gemeinde bis Ende Jahr effek-
tive Kosten von 3 Millionen Franken. Im-
merhin 7,5-mal mehr.

Gar nicht erst budgetiert
Ähnlich ergeht es der Stadt Adliswil: 
0,9 Millionen Franken hat sie für die sta-
tionäre Pflege budgetiert, rechnet nun 
aber mit Kosten von 2,1 Millionen Fran-
ken. Vor allem extern platzierte Heimbe-
wohner hätten sich als Unsicherheitsfak-
tor herausgestellt, sagt Doris Kölsch, 
Leiterin der Abteilung Soziales. Die Ge-
meinde Richterswil hatte für extern plat-
zierte Pflegebedürftige 200 000 Fran-
ken vorgesehen, rechnet nun aber mit 
Kosten von 550 000 Franken.

Gar keinen Betrag für die Pflegefinan-
zierung hat die Gemeinde Kilchberg im 
Budget eingesetzt. «Da der Gesetzesent-
wurf noch nicht durch den Kantonsrat 
war, wollte man nicht über den Daumen 
gepeilt budgetieren», sagt Adrian Pretto, 
Leiter der Abteilung Bevölkerungs-
dienste, Gesundheit und Sport. Die Ge-
meinde rechnet nun mit Kosten von 
rund 1,2 Millionen Franken. Dagegen hat 
Thalwil besser budgetiert: 2,1 Millionen 
Franken für die stationären Pflegekos-
ten. Und bis jetzt bewegen sich die Kos-
ten im budgetierten Rahmen.

Die einen Gemeinden haben sich also 
die Mühe genommen, möglichst genaue 
Vorberechnungen vorzunehmen, an-
dere haben nach dem alten System bud-
getiert, wieder andere gar keine Zahl 
eingesetzt. Für Arthur Helbling, Leiter 
des kantonalen Gemeindeamtes, liegt 
diese Bandbreite von Vorgehensweisen 
innerhalb des Ermessensspielraums, 
der den Gemeinden bei der Finanzpla-
nung zusteht: «Die Gemeinden können 
selbst am besten beurteilen, wie sich 
künftige Entwicklungen bei ihnen aus-
wirken werden.» Eine Gemeinde wie 
Kilchberg gerate finanziell nicht aus dem 
Lot, wenn sie bei der Pflege nichts bud-

getiert habe. Wesentliche Fehleinschät-
zungen müsse die Gemeindevorsteher-
schaft aber im Abschied zur Jahresrech-
nung begründen. 

Kosten nach oben offen 
Die neue Pflegefinanzierung legt fest, 
dass die Finanzierung der Spitäler ab 
2012 Sache des Kantons ist, dafür betei-
ligen sich die Gemeinden an den Kosten 
für die Langzeitpflege und die ambulan-
ten Dienste. Diese werden seit dem 1. Ja-
nuar auf die Pflegebedürftigen, die Kran-
kenkassen und die Gemeinden verteilt.

Zwar bezahlen die Gemeinden nun 
keine fixen Beträge mehr an Alters- und 
Pflegeheime. Dafür werden sie für jeden 
einzelnen Patienten zur Kasse gebeten; 
auch für jene, die sich für ein auswärti-
ges Heim entschieden haben und für die 
bisher keine Kosten angefallen sind.

Während Patienten höchstens 21.60 
Franken pro Tag selbst berappen müs-
sen, bezahlen Krankenkassen je nach 
Pflegebedarf maximal 108 Franken pro 
Tag. Die Gemeinden müssen für den 
restlichen Betrag aufkommen. Wenn ein 
Patient sich in einer Institution aufhält, 
mit der die Gemeinde keine Leistungs-
vereinbarung unterhält, sind das bis zu 
113 Franken pro Tag. Im Fall von Institu-
tionen mit einer Leistungsvereinbarung 
ist der Betrag sogar nach oben offen.

Gemeinden haben sich bei  
der Pflege um Millionen verrechnet
Ein neues Gesetz verpflichtet die Gemeinden, sich an den Pflegekosten für ihre Einwohner zu beteiligen.  
Das haben viele unterschätzt. In Wädenswil etwa kostet die Pflege 36-mal so viel wie budgetiert. 

Adliswil plant eine neue 
Pflegewohngruppe.  
Die CVP nennt das Projekt  
menschenunwürdig, weil  
es nur ein WC pro fünf  
Bewohner gibt.

Von Philipp Kleiser
Das neue Pflegegesetz verpflichtet die 
Gemeinden nicht nur, finanziell für ihre 
pflegebedürftigen Bewohner zu sorgen, 
sondern auch, bedarfsgerechte Pflege-
angebote bereitzustellen. Kurzfristig zu 
solchen zu kommen, ist schwierig. Die 
Stadt Adliswil möchte deshalb eine Pfle-
gewohngruppe mit Platz für zehn Perso-
nen in der Alterssiedlung Wohnen am 

Bad einrichten. Die Vorlage, über die die 
Adliswiler am 4. September an der Urne 
abstimmen, ist allerdings umstritten. 
Die CVP bemängelt das Projekt als men-
schenunwürdig, weil den Pflegebedürf-
tigen nur zwei Duschen und WCs zur 
Verfügung stehen, sich also fünf Pflege-
bedürftige ein WC teilen müssen.

Die einzige Möglichkeit
Sozialvorsteherin Susy Senn (FDP) wehrt 
sich gegen die Kritik. Die Aussage der 
CVP stimme so nicht, sagt sie, denn im 
grossen Pflegebad gebe es ein drittes 
WC. Die Gesundheitsdirektion hat zwar 
empfohlen, ein weiteres WC einzubauen, 
doch dies war keine bindende Vorgabe. 
«Aufgrund der räumlichen Situation war 
dies nicht möglich», sagt Senn. Das Pro-

jekt bietet laut Senn kurzfristig die ein-
zige Möglichkeit, in Adliswil zu mehr 
Pflegeplätzen zu kommen. Heute müs-
sen 66 der derzeit 178 Adliswiler Pflege-
bedürftigen ausserhalb der städtischen 
Einrichtungen leben – 52 davon ausser-
halb der Gemeinde. 

Die Überbauung Wohnen am Bad 
käme gleich neben dem Alters- und Pfle-
geheim im Tal zu liegen. Die Pflege-
wohngruppe wird als Aussenwohn-
gruppe des Alters- und Pflegeheims ge-
führt werden, das heisst Essen, Wäsche-
besorgung und Pikettdienst werden vom 
Alters- und Pflegeheim aus organisiert. 
Der Stadtrat empfiehlt die Annahme. 
Auch der Gemeinderat hat an seiner 
letzten Sitzung mit 27:2 Stimmen be-
schlossen, die Vorlage zu unterstützen.

Schwieriger Ausbau der Pflegeplätze

Zu wenig WCs für Adliswiler Pflegebedürftige?

Chris Zollinger war in  
Kilchberg Gemeinderat und 
schreibt nun Bücher. Sein 
jüngstes Werk verlangt einen 
globalen Neubeginn und hat 
aufklärerische Züge. 

Von Sibylle Saxer
Kilchberg – Für den ehemaligen Kilch-
berger Gemeinderat Chris Zollinger (72) 
ist klar: Die Welt befindet sich in einer 
grundlegenden Krise. Die Unruhen im 
arabischen Raum, die Schuldenkrise 
und die Währungsturbulenzen oder die 
Führungskrisen in Politik und Wirtschaft 
seien nur gerade die augenfälligsten Bei-
spiele. «Ich habe den Eindruck, dass 
viele Leute spüren, dass etwas nicht 
mehr stimmt», erklärt Zollinger. Diesem 
Gefühl will er mit seinem neusten Buch 
«Epochaler Neubeginn» etwas entgegen-
setzen.

Der parteilose Zollinger war 1991 bis 
1999 Kilchberger Sozialvorstand. Nun ist  
er als Berater, Buchautor und Maler tä-
tig. Er ist überzeugt, dass die Mensch-
heit sich zurzeit mitten in einer drama-

tischen Umbruchphase befindet – ähn-
lich wie vor 2500 Jahren, als die Götter-
welt dem philosophischen Denken Platz 
machen musste.

Die neue Weltordnung, die am Ent-
stehen sei, charakterisiert Zollinger – vi-
sionär und etwas rückwärtsgewandt 
gleichzeitig – mit dem Begriff «Verste-
hen»: «Wenn wir eines Tages immer bes-
ser verstehen können, wie andere Men-
schen denken und wie sich das auch im 
politischen Verhalten täglich auswirken 
muss, dann kann uns das in vielen we-
sentlichen Fragen der Politik entschei-
dend vorwärts bringen», sagt er. Doch 
das erfordere eine neue Denkweise.

Ausgangspunkt von Zollingers 
Überlegungen sind aktuelle Vorgänge in 
der Welt. Schonungslos beschreibt er 
etwa die Masslosigkeit in der sogenann-
ten «Banken-Welt» oder wie die «persön-
liche Eigenverantwortung» immer mehr 
dem «anonymen Anspruchsdenken 
Platz macht».

Ein neues Menschenbild
Diesen und ähnlichen Phänomenen hält 
er neuere wissenschaftliche Ansichten 
entgegen, die er aus so vielfältigen Berei-

chen wie der Neurologie, der Wirt-
schaftswissenschaft oder der Philoso-
phie zusammengetragen hat. Etwa jene, 
dass «der Mensch lösungsorientiert 
funktioniere». Der Mensch also nicht 
primär auf Konkurrenz angelegt sei. 
Weiter bezweifelt Zollinger, dass der 

Mensch primär ein rational denkendes 
Wesen sei. Neuere neurologische Unter-
suchungen zeigten, dass die Gefühle 
dem Verstand vorgeschaltet seien. 

Neue Impulse von Innen
Das sind faszinierende Thesen – die al-
lerdings noch weit davon entfernt sind, 
allgemein akzeptiert zu sein. Sie schei-
nen vielmehr ein gewisses Wunschden-
ken zu widerspiegeln. Sind Zollingers 
Ausführungen also etwas naiv? «Die The-
sen sind ja nicht von mir», sagt der Au-
tor fast entschuldigend, um mit Nach-
druck anzufügen: «Sie haben sich viel-
leicht noch nicht durchgesetzt, aber sie 
zeigen neue Denkansätze auf.» Man ahnt 
einen aufklärerischen Impetus hinter 
Zollingers Schreiben. Und tatsächlich 
meint er, vielleicht tue eine neue Aufklä-
rung not.

Zollinger sieht sich aber nicht nur als 
Visionär, sondern auch als Macher. Per-
sönlich habe er mehrfach die Erfahrung 
gemacht, dass man Visionen umsetzen 
könne. Als Kilchberger Sozialvorstand  
fand er, ein Mittagstisch wäre eine gute 
Sache. «Das gab es vorher nicht. Jetzt 
gibt es einen», sagt er schlicht.

Zollinger vergleicht die Situation der 
Schweiz von heute mit den Zeiten Napo-
leons: «Damals war die Schweiz intern 
ebenfalls blockiert. Es brauchte jeman-
den von aussen, der ihr neue Impulse 
verlieh. Für die heutige Schweiz hoffe 
ich allerdings auf Erneuerungskräfte 
von innen.»

Zu beschreiben ist Chris Zollingers 
Buch – es ist der Schlussband einer Tri-
logie – am ehesten als populäres Sach-
buch. Es ist in acht grössere Kapitel mit 
Überschriften wie «Die Menschheit», 
«Die menschliche Kommunikation» oder 
«Unsere Zukunft» unterteilt. Diese gros-
sen Themen sind aber gut lesbar abge-
handelt. Man muss das Buch nicht von 
Anfang bis Ende durchackern, sondern 
kann gut auch dort einsteigen, wo einem 
etwas Interessantes ins Auge sticht. Ant-
worten liefert der Autor übrigens keine. 
Das ist nicht sein Ziel. Sein Ziel ist viel-
mehr, seine Leser zum Nachdenken an-
zuregen. Das gelingt ihm.

Christoph Zollinger: Update nach 2500 
Jahren – Epochaler Neubeginn.  
Europäischer Hochschulverlag, Bremen, 
2011. Im Buchhandel erhältlich.

Ein ehemaliger Gemeinderat hat Visionen für eine bessere Welt 

Der Besitzer des roten  
Hauses in der Horgner 
Kernzone wird dieses weiss 
streichen lassen. Doch den 
Fall möchte er der Sendung 
«Kassensturz» vorstellen. 

Von Dorothea Uckelmann
Horgen – Knallrot wollte die Familie Ra-
cine ihr Haus in der Horgner Kernzone 
angestrichen haben. Doch die Gemeinde 
verweigerte die nachträgliche Bewilli-
gung für die Farbe. Die Racines hatten 
diese aufgetragen, bevor sie die dazu nö-
tige Baubewilligung einholten. Zu grell 
sei der Ton im geschützten Ortsbild und 
könne in der Kernzone nicht geduldet 
werden, lautete im März das Urteil des 
Gemeinderats und der kantonalen Bau-
direktion (TA vom 19. 7.).

Wenn nicht rot, dann eben reinweiss. 
So haben die Eigentümer des Doppelein-
familienhauses im Eisenhof-Quartier 
entschieden. Der als Alternative ge-
wünschte Farbton wurde auch vom Ge-
meinderat Horgen bewilligt. Bis Ende 
September soll das rote Haus von Nico-
las und Carmen Racine in reines Weiss 
umgestrichen werden. 

«Mit dieser Aktion werden wir das 
Dossier schliessen», sagt Nicolas Racine. 
Glücklich ist Racine jedoch nicht mit die-
ser Lösung: «Wir haben lange diskutiert, 
ob wir der Forderung der Gemeinde 
überhaupt folgen oder ob wir die rote 
Farbe an unserem Haus lassen.» Den-
noch: Einen endgültigen Schlussstrich 
möchte Racine nicht unter die Ge-
schichte ziehen. Er möchte sich mit dem 
Fall nun an die Sendung «Kassensturz» 
des Schweizer Fernsehens wenden. Ra-
cine ist sich sicher, dass auch andere 
Leute von diesem Fall lernen können, 
und er möchte gerne einen Vergleich zu 
ähnlichen Fällen sehen. Seit 2008 habe 
er unzählige Versuche unternommen, 
damit sein Haus den roten Anstrich be-
halten könne.

 Gemeinde nennt Grundsätze
Nicolas Racine ist sich sicher: «Wenn ich 
mit dem Fall vor das Verwaltungsgericht 
gegangen wäre, hätte die Geschichte ein 
anderes Ende genommen.» Es sei in
akzeptabel, dass man sich nie die Mühe 
gemacht habe, mit ihm zusammenzusit-
zen und über den Fall zu reden. 

Auf die vielen Reaktionen aus der Be-
völkerung hat auch die Gemeinde re-
agiert und Grundsätze zu der Fassaden-
farbe bekannt gegeben. So sei eine Er-
neuerung des Fassadenanstrichs bewil-
ligungspflichtig, wenn die Fassaden-
farbe gegenüber dem bestehenden Farb-
ton wesentlich verändert werden soll. In 
den Kernzonen seien – im Gegensatz zu 
Pastellfarbtönen – Vollfarben grundsätz-
lich nicht bewilligungsfähig. Vollfarben 
ausserhalb der Kernzonen würden nach 
Bemusterung an der Fassade bei einem 
Augenschein durch den Gemeinderat 
bewilligt.

Die Geschichte 
vom roten Haus 
soll ins Fernsehen

Chris Zollinger glaubt, es brauche eine 
neue Weltordnung. Foto: Reto Schneider

Kranke Menschen brauchen viel Aufmerksamkeit – das kostet. Foto: Keystone

«Die Gemeinden  
müssen wesentliche 
Fehleinschätzungen 
begründen können.»
Arthur Helbling, Leiter Gemeindeamt


